
Anfrage

der Abgeordneten Mag.a Indra Collini an den Landeshauptfrau-Stellvertreter für Kommunale
Verwaltung, Konsumentenschutz und Bau- und Verkehrsrecht Franz Schnabl gemäß § 39 Abs. 2 LGO
2001

betreffend “Studien, die durch das Land Niederösterreich in Auftrag gegeben wurden“

 „Evidenzbasierte Arbeit ist in der Politik enorm wichtig. Dementsprechend ist es wesentlich,
regelmäßig Studien durchzuführen“, sagte Abg. Dr. Nikolaus Scherak im Rahmen eines Interviews
gegenüber dem ORF. Es ging dabei um die Erkenntnisse aus einer Anfragebeantwortung der
Bundesregierung betreffend in Auftrag gegebenen Studien. Die Antworten der Regierungsmitglieder
zeigen, dass die Hälfte der in Auftrag gegebenen Regierungsstudien nie veröffentlicht wird. Die
Inhalte der Studien müssten allerdings für alle Bürgerinnen und Bürger zugänglich gemacht werden,
denn „immerhin finanzieren sich jene Studien durch Steuergeld“, betonte Scherak (Quelle:
https://orf.at/stories/3133030/).

Auch in Niederösterreich werden durch die Mitglieder der Landesregierung verschiedenen Studien in
Auftrag gegeben. In jüngster Vergangenheit war beispielsweise die Studie rund um die
Waldviertelautobahn/Europaspange in aller Munde. Auch hier kam es zu keiner Veröffentlichung der
Ergebnisse und nicht einmal den Abgeordneten zum Niederösterreichischen Landtag wurde diese
Studie zur Verfügung gestellt, obwohl der Landtag - in Ausübung der Budgethoheit - umfangreiche
Steuerausgaben im Rahmen solcher Großprojekte freigeben muss.

NEOS steht für transparente Politik und Partizipation kann nur auf Grundlage von Information gelebt
werden.

Es ist daher unumgänglich allen Abgeordneten und auch die Bevölkerung mit jenen Argumenten und
Entscheidungsgrundlagen auszustatten, die letztendlich als Grundlage für die politische
Willensbildung herangezogen werden. Nur so sind Beschlüsse über Projekte nachvollziehbar und
Spekulationen über diverse Beweggründe bei der Umsetzung von Maßnahmen können
hintangehalten werden.

Die Gefertigte stellt daher an den Landeshauptfrau-Stellvertreter für Kommunale Verwaltung,
Konsumentenschutz und Bau- und Verkehrsrecht Franz Schnabl gemäß § 39 Abs. 2 LGO 2001
folgende

Landtag von Niederösterreich
Landtagsdirektion
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Anfrage

1. Welche Studien wurden in Ihrem Verantwortungsbereich in den Jahren 2010 bis dato in
Auftrag gegeben?

Es wird ersucht für die Beantwortung der Fragen nachstehendes Raster zu verwenden:

                           Mag.a Collini


